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Ordentliche Hauptversammlung am 23. Oktober 2013

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

wir laden Sie hiermit zu unserer ordentlichen Hauptversammlung, die am Mittwoch, dem 
23. Oktober 2013, um 11:00 Uhr, im MesseTurm, Friedrich-Ebert-Anlage 49, 60308 Frank-
furt am Main stattfindet, ein.

I. Tagesordnung

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des Lageberichtes sowie des gebilligten 
Konzernabschlusses und des Konzernlageberichtes der DEMIRE Deutsche Mittel-
stand Real Estate AG für das Geschäftsjahr 2012/2013 - einschließlich der erläu-
ternden Berichte des Vorstandes zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4,  
315 Abs. 4 HGB - sowie des Berichtes des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 
2012/2013

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen erfolgt zu Tagesordnungspunkt 1 keine 
Beschlussfassung, da der Aufsichtsrat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss 
und Konzernabschluss gebilligt hat. Der Jahresabschluss ist damit festgestellt.

2.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes für das Geschäftsjahr 
2012/2013

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstandes für das 
Geschäftsjahr 2012/2013 Entlastung zu erteilen.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 
2012/2013

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrates für das 
Geschäftsjahr 2012/2013 Entlastung zu erteilen.

4.	 Beschlussfassung über die Vergütung des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 
2013/2014

Gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft erhalten die Mitglieder des 
Aufsichtsrates eine jährlich zahlbare Vergütung, deren Höhe durch die Hauptversamm-
lung festgelegt wird.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten für das Geschäftsjahr 2013/2014 eine Vergü-
tung in Höhe von jeweils EUR 7.000,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates erhält das 
Dreifache und der stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrates erhält das Doppelte 
des vorgenannten Betrages. Die Gesellschaft erstattet den Mitgliedern des Aufsichts-
rates darüber hinaus ihre Auslagen einschließlich der den Aufsichtsratsmitgliedern auf 
ihre Aufsichtsratsvergütung zur Last fallenden Umsatzsteuer.
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5.	 Wahlen zum Aufsichtsrat

Herr Prof. Dr. Werner Schaffer und Herr Dr. Carsten Strohdeicher haben ihre Ämter als 
Mitglieder des Aufsichtsrates mit Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung vom  
23. Oktober 2013 niedergelegt. Es sind daher zwei neue Mitglieder des Aufsichtsrates 
zu wählen.

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich derzeit nach §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG in 
Verbindung mit § 10 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft aus drei Mitgliedern zusammen, 
die von der Hauptversammlung gewählt werden. An Wahlvorschläge ist die Hauptver-
sammlung nicht gebunden. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor zu beschließen:

a)	 �Herr Günther Walcher, Kaufmann, Istanbul (Türkei), wird zum Mitglied des Aufsichts-
rates bis zur Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrates für das am 31. März 2016 endende Geschäftsjahr beschließt, bestellt.

Herr Walcher bekleidet bei in- und ausländischen Gesellschaften keine Ämter in 
gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten oder vergleichbaren Kontrollgremien: 

b)	 �Herr Dr. Dirk Hoffmann, selbständiger Rechtsanwalt, Rum (Österreich), wird zum 
Mitglied des Aufsichtsrates bis zur Hauptversammlung, die über die Entlastung 
der Mitglieder des Aufsichtsrates für das am 31. März 2016 endende Geschäftsjahr 
beschließt, bestellt.

Herr Dr. Hoffmann bekleidet bei folgenden in- und ausländischen Gesellschaften 
Ämter in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten oder vergleichbaren Kontrollgremien:

- Vorsitzender des Aufsichtsrates der ADLER Real Estate AG 
- Vorsitzender des Beirats der C & A Bank GmbH 
- Mitglied des Aufsichtsrates der Dexia Kommunalbank Deutschland AG

Angaben zu persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen der vorgeschlagenen 
Kandidaten gemäß Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Governance Kodex:

Herr Günther Walcher hält unmittelbar 50% der Geschäftsanteile an der niederländi-
schen Gesellschaft Lavinia B.V., die ihrerseits unmittelbar 49,5% der Gesellschaftsan-
teile an der DeGeLog Deutsche Gewerbe-Logistik Holding GmbH hält. Die DeGeLog 
Deutsche Gewerbe-Logistik Holding GmbH hält gemäß ihrer letzten Stimmrechtsmittei-
lung unmittelbar 29,51% der Stimmrechte an DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate 
AG. Abgesehen hiervon haben die vom Aufsichtsrat vorgeschlagenen Personen nach 
Einschätzung des Aufsichtsrates weder persönliche noch relevante geschäftliche Bezie-
hungen im Sinne von Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Governance Kodex zur 
DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG oder Konzernunternehmen, den Organen 
der Gesellschaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionär, die 
nach Einschätzung des Aufsichtsrates im Sinne der Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corpo-
rate Governance Kodex offen zu legen wäre.
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Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelabstimmung über die 
Neuwahl zum Aufsichtsrat entscheiden zu lassen. 

6.	 Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2013/2014

Der Aufsichtsrat schlägt vor, zu beschließen:

Die Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Stuttgart wird zum 
Abschlussprüfer und zum Konzernabschlussprüfer der DEMIRE Deutsche Mittelstand 
Real Estate AG für das Geschäftsjahr 2013/2014 bestellt.

7.	 Beschlussfassung über die Aufhebung genehmigtes Kapital 2009 und die Schaffung 
eines neuen genehmigten Kapitals I/2013 sowie eine entsprechende Satzungsän-
derung 

Die in § 6 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands mit Zustimmung des 
Aufsichtsrates das Grundkapital durch Ausgabe von bis zu Stück 6.947.325 neuen, auf 
den Inhaber lautenden Stammaktien in Form von Stückaktien im rechnerischen Nenn-
wert von EUR 1,00 je Aktie gegen Bar- oder Sacheinlagen ein- oder mehrmals in Teilbe-
trägen um bis zu insgesamt EUR 6.947.325,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2009), 
läuft am 28. Oktober 2014 aus. Vorstand und Aufsichtsrat möchten die Ermächtigung 
daher aufheben und durch eine neue Ermächtigung ersetzen.

Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgendes zu beschließen:

a)	 Aufhebung Genehmigtes Kapital 2009

Das Genehmigte Kapital 2009 in Höhe von EUR 6.947.325,00 und seine Rege-
lungen in § 6 der Satzung (Genehmigtes Kapital) wird aufgehoben.

b)	 Schaffung Genehmigtes Kapital I/2013

„Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustim-
mung des Aufsichtsrates bis zum 22. Oktober 2018 durch Ausgabe von bis zu 
Stück 6.947.325 neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien in Form von 
Stückaktien im rechnerischen Nennwert von EUR 1,00 gegen Bar- und/oder Sach-
einlage ein- oder mehrmals in Teilbeträgen um bis zu EUR 6.947.325,00 zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital I/2013). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht 
zu. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das 
Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

- für Spitzenbeträge,
- �wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen 

Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende 
anteilige Betrag des Grundkapitals 10% des im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen 
Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher 
Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausga-
bebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet,
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- �soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesell-
schaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen 
mit Options- oder Wandlungsrechten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem 
Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wand-
lungsrechts zustünde,

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen.

Der Vorstand wird des Weiteren ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates 
die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und die sonstigen Bedingungen der 
Aktienausgabe festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der 
Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten 
Kapital zu ändern.“

Die Regelung in § 6 der Satzung (Genehmigtes Kapital) wird aufgehoben und wie 
folgt neu gefasst:

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung 
des Aufsichtsrates bis zum 22. Oktober 2018 durch Ausgabe von bis zu Stück 
6.947.325 neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien in Form von Stückak-
tien im rechnerischen Nennwert von EUR 1,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlage 
ein- oder mehrmals in Teilbeträgen um bis zu EUR 6.947.325,00 zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital I/2013). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht 
zu. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das 
Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

- für Spitzenbeträge,
- �wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen 

Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende 
anteilige Betrag des Grundkapitals 10% des im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen 
Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher 
Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausga-
bebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet,

- �soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesell-
schaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen 
mit Options- oder Wandlungsrechten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem 
Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wand-
lungsrechts zustünde,

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen.

Der Vorstand ist des Weiteren ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die 
weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und die sonstigen Bedingungen der 
Aktienausgabe festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 
Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten 
Kapital zu ändern.“
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8.	 Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen

Die von der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft am 30. August 2007 
beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen ist am 30. Juni 2012 ausgelaufen. Diese Ermächtigung soll daher erneuert 
werden.

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die Entwick-
lung eines Unternehmens. Ein geeignetes Finanzierungsinstrument sind Options- und 
Wandelschuldverschreibungen, durch die dem Unternehmen zunächst zinsgünstiges 
Fremdkapital zufließt. Um der Gesellschaft die nötige Flexibilität bei der Kapitalbe-
schaffung zu geben, soll eine Ermächtigung zur Ausgabe eines größeren Volumens von 
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen beschlossen werden.

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:

Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum  
30. September 2018 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder auf den 
Namen lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen („Schuldverschrei-
bungen“) im Gesamtnennbetrag von nominal bis zu EUR 50.000.000,00 mit oder ohne 
Laufzeitbegrenzung auszugeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldver-
schreibungen Options- oder Wandlungsrechte auf neue, auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu 
EUR 25.000.000,00 nach näherer Maßgabe der nachstehenden Options- bzw. Wandel-
anleihebedingungen („Schuldverschreibungsbedingungen“) zu gewähren.

Die Options- oder Wandlungsrechte können aus einem bestehenden oder in dieser 
oder künftigen Hauptversammlungen zu beschließenden bedingten Kapital, aus beste-
hendem oder künftigem genehmigten Kapital und/oder aus bestehenden Aktien und 
aus eigenen Aktien sowie Aktien eines Aktionärs bedient werden und/oder einen 
Barausgleich anstelle der Lieferung von Aktien vorsehen.

Sie können auch durch Gesellschaften mit Sitz im In- und Ausland begeben werden, an 
denen die DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG unmittelbar oder mittelbar mit 
Mehrheit beteiligt ist („nachgeordnete Konzernunternehmen“). In diesem Fall wird der 
Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates, für die Aktien der Gesell-
schaft die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Gläubigern 
von Optionsschuldverschreibungen Optionsrechte bzw. den Inhabern von Wandel-
schuldverschreibungen Wandlungsrechte auf neue Aktien der Gesellschaft zu 
gewähren.
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Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen Sachleistung zum Zwecke 
des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unter-
nehmen erfolgen, sofern dies im Interesse der Gesellschaft liegt und der Wert der Sach-
einlage in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Schuldverschreibung steht, 
wobei der nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelte theoretische 
Marktwert maßgeblich ist.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu. 
Die Schuldverschreibungen können auch von einer Bank oder einem Bankenkonsor-
tium mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzu-
bieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das 
Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszuschließen,

- �sofern sie gegen bar ausgegeben werden und der Ausgabepreis den nach anerkannten 
finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuld-
verschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Dies gilt jedoch nur insoweit, als die 
zur Bedienung der mit den Schuldverschreibungen verbundenen Options- oder 
Wandlungsrechte auszugebenden Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals der 
Gesellschaft nicht überschreiten, und zwar weder bezogen auf den Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens noch auf den Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf die 
10%-Grenze sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die in direkter oder entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder von der Gesellschaft 
veräußert werden;

- �um Spitzenbeträge, die sich auf Grund des Bezugsverhältnisses ergeben, vom Bezugs-
recht der Aktionäre auszunehmen;

- �soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Optionsrechten oder Gläubigern von 
Wandlungsrechten, die von der Gesellschaft oder von Konzernunternehmen ausge-
geben wurden oder werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es 
ihnen nach Ausübung der Rechte zustände;

- �soweit die Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistung zum Zwecke des 
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
erfolgt.

Werden Wandelschuldverschreibungen ausgegeben, erhalten die Inhaber der Wandel-
schuldverschreibungen das Recht, ihre Wandelschuldverschreibungen nach Maßgabe 
der Anleihebedingungen in neue Aktien der DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate 
AG umzutauschen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbe-
trags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine 
Aktie der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des unter 
dem Nominalbetrag liegenden Ausgabebetrages einer Wandelschuldverschreibung 
durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine neue Aktie der Gesellschaft ergeben. 
Das Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet 
werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder 
in Geld ausgeglichen werden.
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Sofern Optionsschuldverschreibungen ausgegeben werden, werden jeder Options-
schuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber 
nach näherer Maßgabe der von dem Vorstand festzulegenden Anleihebedingungen 
zum Bezug von neuen Aktien der DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG berech-
tigen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Optionsschuldverschreibung zu 
beziehenden Aktien darf den Nennbetrag der Optionsschuldverschreibungen nicht 
übersteigen.

Der Options- oder Wandlungspreis ist nach den folgenden Grundlagen zu errechnen: 
Der Options- oder Wandlungspreis beträgt mindestens 80% des durchschnittlichen 
Börsenkurses der Aktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im XETRA-Handels-
system der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 
und zwar während der fünf Börsentage vor dem Tag der Beschlussfassung durch den 
Vorstand über die Begebung der Schuldverschreibungen. § 9 Abs. 1 AktG bleibt unbe-
rührt.

Unbeschadet von § 9 Abs. 1 AktG kann der Options- bzw. Wandlungspreis aufgrund 
einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der Anleihebedingungen 
ermäßigt werden, wenn die Gesellschaft bis zum Ablauf der Options- bzw. Wandlungs-
frist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht 
oder weitere Schuldverschreibungen begibt oder garantiert und den Inhabern schon 
bestehender Options- oder Wandlungsrechte hierbei kein Bezugsrecht eingeräumt 
wird. Die Anleihebedingungen können auch für andere Maßnahmen der Gesellschaft, 
die zu einer Verwässerung des Wertes der Options- bzw. Wandlungsrechte führen 
können, eine wertwahrende Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises vorsehen. 
Der Mindestoptions- oder -wandlungspreis gemäß vorstehendem Absatz muss jedoch 
stets erreicht werden.

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung 
der Schuldverschreibungen sowie die Anleihebedingungen festzusetzen, insbesondere 
Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Bezugs- bzw. Umtauschverhältnis, 
Begründung einer Wandlungspflicht, Festlegung einer baren Zuzahlung, Ausgleich oder 
Zusammenlegung von Spitzen, Barzahlung statt Lieferung von Aktien, Lieferung existie-
render statt Ausgabe neuer Aktien, Options- bzw. Wandlungspreis und Options- bzw. 
Wandlungszeitraum.

Die Bezugs- bzw. Wandlungsrechte der Inhaber von Schuldverschreibungen können 
durch die Hingabe von eigenen Aktien der Gesellschaft, Aktien von Aktionären sowie 
durch Ausgabe von neuen Aktien aus bedingtem und/oder genehmigtem Kapital erfüllt 
werden, wobei dieser Beschluss und der nachstehend zu Tagesordnungspunkt 9 der 
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 23. Oktober 2013 zu fassende Beschluss zur 
Schaffung eines neuen bedingten Kapitals kein einheitliches Rechtsgeschäft im Sinne 
des § 139 BGB darstellen. Auch ein Barausgleich wäre möglich.
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9.	 Beschlussfassung über die Schaffung eines bedingten Kapitals und eine entspre-
chende Satzungsänderung

Die von der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft am 30. August 2007 
beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen ist am 30. Juni 2012 ausgelaufen. Gemäß Tagesordnungspunkt 8 soll die 
Ermächtigung soll daher erneuert werden. Dementsprechend ist das in § 5 Abs. 4 der 
Satzung geregelte bedingte Kapital ebenfalls zu erneuern.

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, Folgendes zu beschließen:

„a)	 Aufhebung des bedingten Kapitals in § 5 Abs. 4 der Satzung

Die Regelung zum bedingten Kapital in § 5 Abs. 4 der Satzung wird aufgehoben.

b)	 Schaffung eines neuen bedingten Kapitals

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 6.947.325,00 bedingt erhöht 
durch Ausgabe von bis zu 6.947.325 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien. Die 
bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Bezugs- und/oder Wandlungs-
rechten an die Inhaber von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, die 
gemäß vorstehender Ermächtigung in Tagesordnungspunkt 8 von der Gesellschaft oder 
nachgeordneten Konzernunternehmen begeben werden. Die Ausgabe neuer Aktien 
erfolgt zu dem gemäß Tagesordnungspunkt 8 jeweils festzulegenden Wandlungs- bzw. 
Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die 
Inhaber oder Gläubiger von Options- bzw. Wandlungsrechten von diesen Rechten 
Gebrauch machen oder die zur Wandlung verpflichteten Inhaber ihre Pflicht zur Wand-
lung erfüllen und nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder aus geneh-
migtem Kapital geschaffene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien 
nehmen – sofern sie durch Ausübung bis zum Beginn der ordentlichen Hauptversamm-
lung der Gesellschaft entstehen – vom Beginn des vorhergehenden Geschäftsjahres, 
ansonsten jeweils vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von 
Bezugsrechten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 
Kapitalerhöhung festzusetzen.“

c)	 Satzungsänderung

Die bestehende Regelung zum bedingten Kapital in § 5 Abs. 4 der Satzung wird aufge-
hoben. Daraufhin wird § 5 Abs. 4 der Satzung wie folgt neugefasst: 

(4) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 6.947.325,00, eingeteilt in bis zu 
6.947.325 auf den Inhaber lautenden Stückaktien, bedingt erhöht. Die bedingte Kapital-
erhöhung dient der Gewährung von Bezugs- und/oder Wandlungsrechten an die 
Inhaber von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, die nach Maßgabe der 
Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 23. Oktober 2013 begeben 
werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt gemäß des im Beschluss der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft vom 23. Oktober 2013 zu Tagesordnungspunkt 8 jeweils 
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festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreises. Die bedingte Kapitalerhöhung wird 
nur soweit durchgeführt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungs- oder Opti-
onsrechten von diesen Rechten Gebrauch machen oder die zur Wandlung verpflich-
teten Inhaber ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen, soweit nicht ein Barausgleich gewährt 
oder eigene Aktien oder aus genehmigtem Kapital geschaffene Aktien zur Bedienung 
eingesetzt werden. Die Aktien nehmen – sofern sie durch Ausübung bis zum Beginn der 
ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft entstehen – vom Beginn des vorher-
gehenden Geschäftsjahres, ansonsten jeweils vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem sie durch Ausübung von Bezugsrechten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand 
ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung einer bedingten Kapitaler-
höhung festzusetzen.“

II. Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung

1.	 Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 7 
gemäß §§ 203 Absatz 2, 186 Absatz 4 Satz 2 AktG 

Zu Tagesordnungspunkt 7 der ordentlichen Hauptversammlung am 23. Oktober 2013 
schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, den Vorstand zur Erhöhung des Grundkapitals im 
Rahmen eines genehmigten Kapitals durch die ein- oder mehrmalige Ausgabe von auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien zu ermächtigen. Der Vorstand erstattet gemäß §§ 203 Absatz 2, 
186 Absatz 4 Satz 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts diesen 
Bericht, der als Bestandteil dieser Einladung auch in der Hauptversammlung und vom Tag 
der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen 
der Gesellschaft ausliegt und auf Verlangen jedem Aktionär übersandt wird:

A.	 Genehmigtes Kapital und damit verbundene Vorteile für die Gesellschaft

Insgesamt soll ein neues genehmigtes Kapital bis zu einer Höhe von insgesamt  
EUR 6.947.325,00 eingeteilt in Stück 6.947.325 auf den Inhaber lautende Aktien geschaffen 
werden. Durch das genehmigte Kapital wird der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts-
rates ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmalig um bis zu 
insgesamt EUR 6.947.325,00 gegen Bar- oder Sacheinlagen durch Ausgabe neuer auf den 
Inhaber lautender Aktien zu erhöhen. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital soll 
den Vorstand in die Lage versetzen, jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrates kurzfristig 
auf auftretende Finanzierungserfordernisse im Zusammenhang mit der Umsetzung von 
strategischen Entscheidungen, die im Interesse der Gesellschaft stehen, reagieren zu 
können. 
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B.	 Ausschluss des Bezugsrechts 

Der Vorstand soll im Rahmen des genehmigten Kapitals ermächtigt werden, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sach- oder Barein-
lagen bis zu einem Betrag von insgesamt EUR 6.947.325,00 in folgenden Fällen auszu-
schließen:

- für Spitzenbeträge,
- �wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für die 

das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grund-
kapitals 10% des im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals 
nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 
börsennotierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen 
Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der  
§§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet,

- �soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft oder 
ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder 
Wandlungsrechten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es 
ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts zustünde,

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen.

Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist erforderlich, um ein technisch 
durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu können. Der mögliche Verwässerungseffekt 
ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Der Ausschluss dient daher der 
Praktikabilität und der leichteren Durchführung einer Emission.

Zudem soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden, wenn die Volumenvorgaben und die 
übrigen Anforderungen für einen Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
erfüllt sind. Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen Börsenpreis wird voraussichtlich nicht 
über 3%, jedenfalls nicht über 5% liegen. Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses 
soll die Verwaltung in die Lage versetzen, kurzfristig günstige Börsensituationen auszu-
nutzen und dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Ausgabe-
betrag und damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Eine derartige 
Kapitalerhöhung führt erfahrungsgemäß zu einem höheren Mittelzufluss als eine vergleich-
bare Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht der Aktionäre. Sie liegt somit im wohlverstandenen 
Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre. 

Der Bezugsrechtsausschluss liegt damit in den vorgenannten Fällen im Interesse der 
Gesellschaft und der Aktionäre. Der Bezugsrechtsausschluss bedingt zwar eine Verringe-
rung der relativen Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der Aktionäre 
und hat folglich einen gewissen Verwässerungseffekt. Diejenigen Aktionäre, die ihre rela-
tive Beteiligungsquote und ihren relativen Stimmrechtsanteil jedoch beibehalten möchten, 
können die erforderliche Aktienanzahl über die Börse erwerben, um ihre bisherige Beteili-
gungsquote und ihren bisherigen Stimmrechtsanteil aufrecht zu erhalten.
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Nach Abwägung aller Umstände hält deshalb der Vorstand den Ausschluss des Bezugs-
rechts in den vorgenannten Fällen aus den dargelegten Gründen auch unter Berücksichti-
gung eines etwaigen Verwässerungseffektes für sachlich geeignet und erforderlich sowie 
gegenüber den Aktionären für angemessen.

Das Bezugsrecht soll ausgeschlossen werden können, soweit es erforderlich ist, um den 
Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften 
ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten ein Bezugs-
recht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen. Der Ausschluss des Bezugsrechts 
zugunsten der Inhaber von zukünftig eventuell ausgegebenen Schuldverschreibungen 
dient dazu, deren Inhaber so zu stellen, als hätten sie von ihren Rechten aus den Schuld-
verschreibungen bereits Gebrauch gemacht und seien bereits Aktionäre. Durch diesen 
Verwässerungsschutz wird verhindert, dass möglicherweise der Options- bzw. Wandlungs-
preis für die bereits ausgegebenen Schuldverschreibungen ermäßigt werden müsste. 
Dadurch wird insgesamt ein höherer Mittelzufluss sichergestellt. 

Der Vorstand soll im Rahmen des genehmigten Kapitals des Weiteren ermächtigt werden, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktionäre bis zu einem Betrag von 
insgesamt EUR 6.947.325,00 gegen Sacheinlagen ausschließen zu können. Die Ermächti-
gung zum Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbeson-
dere gegen Einbringung von Rückzahlungsansprüchen aus Options- oder Wandelschuld-
verschreibungen, die von der Gesellschaft oder einem nachgeordneten 
Konzernunternehmen aufgrund der Ermächtigung nach Tagesordnungspunkt 8 der Haupt-
versammlung vom 23. Oktober 2013 begeben werden, soll die Möglichkeiten der Gesell-
schaft durch Platzierung von Options- und Wandelanleihen und damit die Möglichkeit der 
Gesellschaft, Kapital aufzunehmen, erweitern. 

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen gegen Sachein-
lagen soll zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen oder von Beteiligungen an Unter-
nehmen dienen. Der Erwerb eines Unternehmens oder einer Beteiligung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre darf nur erfolgen, wenn die Beteiligung im Rahmen des 
Unternehmensgegenstandes der Gesellschaft liegt. 

Die Gesellschaft soll jederzeit in der Lage sein, sowohl auf dem nationalen Markt wie auch 
auf den internationalen Märkten im Interesse der Aktionäre rasch und flexibel handeln zu 
können. Hierzu gehört auch die Möglichkeit, Unternehmen oder Beteiligungen zur Opti-
mierung der Wettbewerbsposition oder zur besseren strategischen Ausrichtung zu 
erwerben. Ausschließlich die Ausnutzung des genehmigten Kapitals unter Bezugsrechts-
ausschluss bietet die Möglichkeit zum Erwerb eines Unternehmens oder einer Beteiligung 
mit eigenen Aktien der Gesellschaft, um relativ zeitnah Aktien der Gesellschaft als Gegen-
leistung anbieten zu können. Durch die vorgeschlagene Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts kann der Gesellschaft die notwendige Flexibilität gegeben werden, um sich 
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bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen schnell und 
flexibel ausnutzen zu können. Gerade bei dem Erwerb von Beteiligungen kann nur mittels 
des Bezugsrechtsausschlusses ein Erwerb stattfinden. Hierdurch wird darüber hinaus die 
Liquidität der Gesellschaft geschont.

Der Bezugsrechtsausschluss bedingt zwar eine Verringerung der relativen Beteiligungs-
quote und dadurch eine Verwässerung des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen 
Aktionäre. Die Einräumung eines Bezugsrechts kann allerdings beim Erwerb von Unter-
nehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen gegen Gewährung von Inhaberaktien 
nicht realisiert werden. Die Aktien der Gesellschaft würden demzufolge bei einem Bezugs-
recht der Aktionäre nicht als Akquisitionswährung zur Verfügung stehen. 

Zurzeit bestehen keine konkreten Erwerbsvorhaben, für die von diesen Möglichkeiten 
Gebrauch gemacht werden soll. Sofern sich Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen 
oder Beteiligungen konkretisieren, wird der Vorstand stets sorgfältig überprüfen, ob sie 
von dieser Möglichkeit der Kapitalerhöhung, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von 
Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen gegen Ausgabe neuer Inhaberaktien 
der Gesellschaft Gebrauch machen soll. Der Vorstand wird von der Ermächtigung zur Kapi-
talerhöhung und zum Bezugsrechtsausschluss nur dann Gebrauch machen, wenn das 
konkrete Vorhaben den vorgegebenen Umschreibungen entspricht und im Zeitpunkt der 
Ausnutzung noch im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Nur wenn diese 
Voraussetzungen gegeben sind, wird auch der Aufsichtsrat seine erforderliche Zustim-
mung gemäß § 204 Abs. 1 AktG erteilen. Hinsichtlich der Bewertung der Aktien der Gesell-
schaft und der zu erwerbenden Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen wird der 
Vorstand eine Sacheinlageprüfung durch Steuerberatungs-/Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften anfertigen lassen. Unter Abwägung der genannten Umstände halten deshalb der 
Vorstand und der Aufsichtsrat die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für 
gerechtfertigt und angemessen. Der Vorstand wird mit Zustimmung des Aufsichtsrates in 
jedem Einzelfall sorgfältig und gewissenhaft prüfen, ob das konkrete Vorhaben von den 
abstrakt umschriebenen Voraussetzungen gedeckt ist und im wohlverstandenen Interesse 
der Gesellschaft liegt.

2.	 Bericht zu Punkt 8 und Punkt 9 der Tagesordnung gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. 
§ 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

In Punkt 8 der Tagesordnung schlagen der Vorstand und der Aufsichtsrat der Hauptver-
sammlung vor, den Vorstand zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen unter Ausschluss des Bezugsrechts zu ermächtigen. In Punkt 9 der Tagesordnung 
schlagen der Vorstand und der Aufsichtsrat der Hauptversammlung vor, die Schaffung 
eines zur Bedienung der Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen erforderlichen 
bedingten Kapitals zu beschließen. Der Vorstand erstattet gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. 
§ 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts diesen 
Bericht, der als Bestandteil dieser Einladung auch in der Hauptversammlung und vom Tag 
der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen 
der Gesellschaft ausliegt und auf Verlangen jedem Aktionär übersandt wird:
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Durch die Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen hat die Gesell-
schaft die Möglichkeit, zinsgünstig zu Fremdkapital zu gelangen. Mit Hilfe dieses Finanzie-
rungsinstrumentes, das der Gesellschaft die nötige Flexibilität bei der Kapitalbeschaffung 
gibt, soll eine angemessene Kapitalausstattung der Gesellschaft gewährleistet werden, die 
Grundlage für ihre weitere wirtschaftliche Entwicklung ist. 

Unseren Aktionären steht grundsätzlich ihr gesetzliches Bezugsrecht auf die Schuldver-
schreibungen zu. Um die Abwicklung zu erleichtern, kann vorgesehen werden, dass die 
Schuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein Konsortium mehrerer Kreditinstitute 
mit der Verpflichtung ausgegeben werden, die Schuldverschreibungen den Aktionären 
entsprechend ihrer bisherigen Beteiligungsquote zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares 
Bezugsrecht). Der Vorstand soll darüber hinaus mit Zustimmung des Aufsichtsrates 
berechtigt sein, in bestimmten Fällen das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
schließen. 

Der vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht die Ausnut-
zung der erbetenen Ermächtigung durch volle Beträge. Dieser Bezugsrechtsausschluss ist 
sinnvoll und in der Praxis üblich, weil die Kosten eines Bezugsrechtshandels bei Spitzenbe-
trägen regelmäßig in keinem angemessenen Verhältnis zu den damit verbundenen 
Vorteilen für die Aktionäre stehen. Der Verwässerungseffekt hält sich aufgrund der 
Beschränkung auf Spitzenbeträge in vernachlässigenswerten Grenzen. Die insoweit vom 
Bezugsrecht ausgeschlossenen Schuldverschreibungen werden bestmöglich verwertet. 

Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von zukünftig eventuell ausgege-
benen Schuldverschreibungen dient dazu, deren Inhaber so zu stellen, als hätten sie von 
ihren Rechten aus den Schuldverschreibungen bereits Gebrauch gemacht und seien 
bereits Aktionäre. Durch diesen Verwässerungsschutz wird verhindert, dass möglicher-
weise der Options- bzw. Wandlungspreis für die bereits ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen ermäßigt werden müsste. Dadurch wird insgesamt ein höherer Mittelzufluss 
sichergestellt. 

Der Vorstand soll schließlich ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die Ausgabe der Schuldverschreibungen 
zu einem Kurs erfolgt, der den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermit-
telten theoretischen Marktwert dieser Anleihen nicht wesentlich unterschreitet. Dadurch 
erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr kurzfristig und 
schnell zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen bessere Bedin-
gungen von Zinssatz, Options- bzw. Wandlungspreis und Ausgabepreis der Schuldver-
schreibungen zu erreichen. Dies wäre bei Wahrung der gesetzlichen Bezugsrechte nicht 
möglich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und bei 
Schuldverschreibungen der Konditionen) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Ange-
sichts der Volatilität an den Aktienmärkten würde aber das über mehrere Tage bestehende 
Marktrisiko zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der Konditionen der Schuldver-
schreibung und somit zu weniger marktnahen Konditionen führen. Ferner ist bei Wahrung 
der gesetzlichen Bezugsrechte wegen der Ungewissheit ihrer Ausübung die erfolgreiche 



16

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG

Platzierung der Schuldverschreibungen bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichen 
Aufwendungen verbunden. Schließlich hindert die Länge der bei Wahrung der gesetzlichen 
Bezugsrechte einzuhaltenden Mindestbezugsfrist von zwei Wochen die Reaktion auf güns-
tige bzw. ungünstige Marktverhältnisse, was zu einer nicht optimalen Kapitalbeschaffung 
führen kann.

Die Interessen der Aktionäre werden bei diesem Bezugsrechtsausschluss dadurch gewahrt, 
dass die Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter ihrem theoretischen Marktwert 
ausgegeben werden dürfen, wodurch der rechnerische Wert des Bezugsrechts auf beinahe 
Null sinkt. Außerdem ist dieser Bezugsrechtsausschluss auf Schuldverschreibungen mit 
Rechten auf Aktien mit einem Anteil von höchstens 10% des Grundkapitals sowohl im Zeit-
punkt des Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 
beschränkt. In diesem Rahmen hält es der Gesetzgeber für die Aktionäre zumutbar, ihre 
Beteiligungsquote durch Käufe am Markt aufrechtzuerhalten. Auf diese 10%-Grenze sind 
Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die in direkter oder entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer 
Ausnutzung ausgegeben oder von der Gesellschaft veräußert werden. 

Schließlich soll das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen durch den 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates ausgeschlossen werden können, wenn die 
Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistung zum Zwecke des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen erfolgt und dies 
im Interesse der Gesellschaft liegt. Voraussetzung ist, dass der Wert der Sachleistung in 
einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Schuldverschreibung steht. Im Fall von 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen ist der nach anerkannten Methoden 
ermittelte theoretische Marktwert maßgeblich. Die Ausgabe von Schuldverschreibungen 
gegen Sachleistung eröffnet die Möglichkeit, die Schuldverschreibungen in geeigneten 
Einzelfällen als Akquisitionswährung im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen einsetzen zu können. 
Hiermit wird als Ergänzung zum genehmigten Kapital der Spielraum geschaffen, sich 
bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteili-
gungen an Unternehmen liquiditätsschonend nutzen zu können. Die Gegenleistung 
braucht dann nicht in Geld erbracht zu werden. Häufig besteht auch der Verkäufer darauf, 
eine Gegenleistung in anderer Form zu erhalten. Dabei kann eine attraktive Alternative 
darin liegen, an Stelle oder neben der Gewährung von Aktien oder Barleistungen Schuld-
verschreibungen mit einem Wandlungs- oder Optionsrecht anzubieten. Diese Möglichkeit 
schafft zusätzliche Flexibilität und erhöht die Wettbewerbschancen der Gesellschaft bei 
Akquisitionen. Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur kann 
sich ein solches Vorgehen nach den Umständen des Einzelfalls anbieten. Wandlungs- oder 
Optionsrechte aus Schuldverschreibungen, die gegen Sachleistung ausgegeben wurden, 
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können indes nicht aus dem bedingten Kapital bedient werden. Hierzu bedarf es eines 
Rückgriffs auf eigene Aktien oder einer Sachkapitalerhöhung. Als Sacheinlage ist die Forde-
rung aus der Schuldverschreibung einzubringen, wobei sich die Werthaltigkeitsprüfung 
darauf zu erstrecken hat, dass die Forderung werthaltig ist und die zu ihrer Begründung 
hingegebene Sachleistung dem Ausgabepreis entsprach. 

Auslage von Unterlagen

Ab Einberufung der Hauptversammlung liegen die folgenden Unterlagen in den Geschäfts-
räumen der Gesellschaft aus und werden auch in der Hauptversammlung ausliegen:

-- �Der Jahresabschluss und der Konzernabschluss nebst Lagebericht und Konzernlagebe-
richt der DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG  zum 31. März 2013 (einschließ-
lich der erläuternden Berichte zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 des 
Handelsgesetzbuchs) sowie der Bericht des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 
2012/2013.

-- �Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 7 gemäß  
§§ 203 Absatz 2, 186 Absatz 4 Satz 2 AktG

-- �Bericht zu Punkt 8 und Punkt 9 der Tagesordnung gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 i.V.m.  
§ 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

Die Unterlagen sind ab der Einberufung über die Internetseite der Gesellschaft unter  
www.demire.ag und dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link 
„Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link http://www.demire.ag/de/investors/annuals.php 
zugänglich. Der gesetzlichen Verpflichtung ist mit Zugänglichmachen der Unterlagen auf 
der Internetseite der Gesellschaft genüge getan. Die Unterlagen werden jedem Aktionär 
auf Verlangen, einmalig, unentgeltlich und unverzüglich in Abschrift per einfacher Post 
übersandt und können unter folgender Adresse angefordert werden:

	� DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 
Ordentliche Hauptversammlung 2013 
Lyoner Straße 32 
60528 Frankfurt am Main 
Telefax: +49 (0)69-719 189 79 11
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Grundkapital und Stimmrechte 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt zum Zeitpunkt der Einberufung EUR 13.894.651,00 
und ist eingeteilt in 13.894.651 auf den Inhaber lautende Stückaktien, die je eine Stimme 
gewähren. Die Gesamtzahl der Stimmrechte beträgt damit 13.894.651. Eine Beteiligungs-
gesellschaft der Gesellschaft hält 5.000 Aktien der DEMIRE Deutsche Mittelstand Real 
Estate AG, aus denen ihr keine Stimmrechte zustehen. Diese Angaben beziehen sich auf 
den Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Einberufung im Bundesanzeiger.

Teilnahme an der Hauptversammlung

Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen und das Stimmrecht ausüben wollen, 
müssen sich zur Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nachweisen. Für die 
Berechtigung, an der Hauptversammlung teilzunehmen und das Stimmrecht auszuüben, 
reicht ein in Textform (§ 126b BGB) erstellter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes 
durch das depotführende Institut aus. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den 
Beginn des 21. Tages vor der Versammlung (Nachweisstichtag), das ist der 2. Oktober 2013 
(00:00 Uhr), zu beziehen. Die Anmeldung zur Teilnahme an der Hauptversammlung hat in 
deutscher oder englischer Sprache in Textform (§ 126b BGB) oder per Telefax zu erfolgen.

Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müssen der Gesellschaft unter 
folgender Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung, demnach bis 
spätestens zum Mittwoch, den 16. Oktober 2013, 24:00 Uhr zugehen:

	� DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
Telefax: (089) 309037-4675 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Bedeutung des Nachweisstichtags 

Der Nachweisstichtag ist das entscheidende Datum für den Umfang und die Ausübung des 
Teilnahme- und Stimmrechts in der Hauptversammlung. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt 
für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die Ausübung des Stimmrechts als Akti-
onär nur, wer einen Nachweis des Anteilsbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. 
Veränderungen im Aktienbestand nach dem Nachweisstichtag haben hierfür keine Bedeu-
tung. Aktionäre, die ihre Aktien erst nach dem Nachweisstichtag erworben haben, können 
somit nicht an der Hauptversammlung teilnehmen. Aktionäre, die sich ordnungsgemäß 
angemeldet und den Nachweis erbracht haben, sind auch dann zur Teilnahme an der 
Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts berechtigt, wenn sie die Aktien 
nach dem Nachweisstichtag veräußern. Der Nachweisstichtag hat keine Auswirkungen auf 
die Veräußerbarkeit der Aktien und ist kein relevantes Datum für eine eventuelle Dividen-
denberechtigung.
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Stimmrechtsvertretung

Aktionäre, die sich rechtzeitig angemeldet haben, können ihr Stimmrecht in der Hauptver-
sammlung durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung, die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter oder einen sonstigen Bevollmächtigten ihrer Wahl 
ausüben lassen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevoll-
mächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen, soweit das Gesetz nichts anderes 
bestimmt, der Textform (§ 126b BGB).

Wenn ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine diesen gleichgestellte Institu-
tion oder Person bevollmächtigt werden, gelten die speziellen Regelungen in § 135 AktG. 
Die in diesen Fällen zu bevollmächtigenden Institutionen oder Personen verlangen mögli-
cherweise eine besondere Form der Vollmacht, weil sie die Vollmacht nachprüfbar fest-
halten müssen. Wir bitten unsere Aktionäre, sich daher mit diesen rechtzeitig über eine 
mögliche Form der Vollmacht abzustimmen. 

Der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft kann auch elektronisch 
an die folgende E-Mail Adresse übermittelt werden:

E-Mail: HV2013@demire.ag

Zur Bevollmächtigung ist ebenfalls eine ordnungsgemäße Anmeldung zur Hauptversamm-
lung erforderlich.

Nähere Einzelheiten zur Vollmachtserteilung und Vollmachtsformulare werden den 
ordnungsgemäß angemeldeten Aktionären zusammen mit der Eintrittskarte zugesandt. 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft

Wir bieten unseren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte, weisungsgebundene 
Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen. Die Vollmacht und Weisungen an die Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft sind in Textform (§ 126b BGB) zu erteilen und können 
mittels des Formulars, das mit der Eintrittskarte übersandt wird, an die folgende Adresse 
übermittelt werden:

	� DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
Telefax: (089) 309037-4675 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Den benannten Stimmrechtsvertretern müssen Weisungen für die Ausübung des Stimm-
rechts erteilt werden. Sie sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. 

Zur Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter ist ebenfalls eine ordnungsgemäße 
Anmeldung zur Hauptversammlung erforderlich.
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Nähere Einzelheiten zur Vollmachtserteilung an die Stimmrechtsvertreter und Vollmachts-
formulare werden den ordnungsgemäß angemeldeten Aktionären zusammen mit der 
Eintrittskarte zugesandt. 

Ergänzungsanträge gemäß § 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 
anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 des Grundkapitals der Gesellschaft erreichen, 
können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht 
werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 
beiliegen. Das Verlangen auf Ergänzung der Tagesordnung muss der Gesellschaft mindes-
tens 30 Tage vor der Versammlung, also bis Sonntag, den 22. September 2013, 24:00 Uhr, 
schriftlich zugegangen sein. Ergänzungsverlangen richten Sie bitte an nachfolgende 
Adresse:

	� DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 
Ordentliche Hauptversammlung 2013 
Lyoner Straße 32 
60528 Frankfurt am Main

Gegenanträge und Wahlvorschläge

Jeder Aktionär hat das Recht, in der Hauptversammlung Gegenanträge mit Begründung zu 
Vorschlägen des Vorstands und/oder des Aufsichtsrates zu bestimmten Punkten der Tages-
ordnung sowie Wahlvorschläge zur Wahl von Abschlussprüfern zu stellen.

Gegenanträge von Aktionären zu Vorschlägen des Vorstands und/oder des Aufsichtsrates 
zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt sowie Vorschläge für die Wahl des Abschluss-
prüfers können gerichtet werden an:

	� DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 
Ordentliche Hauptversammlung 2013 
Lyoner Straße 32 
60528 Frankfurt/Main 
Telefax: +49 (0)69-719 189 79 11 
E-Mail: HV2013@demire.ag

Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden nicht nach §§ 126, 127 AktG 
zugänglich gemacht. Gegenanträge und Wahlvorschläge müssen der Gesellschaft mindes-
tens 14 Tage vor der Hauptversammlung zugegangen sein. Wir werden daher bis spätes-
tens zum Dienstag, den 8. Oktober 2013, 24:00 Uhr, eingehende, zugänglich zu machende 
Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, 
eine Begründung (nur bei Gegenanträgen erforderlich) und einer etwaigen Stellungnahme 
der Verwaltung unter der Internetadresse www.demire.ag und dort im Bereich „Investor 
Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 
http://www.demire.ag/de/investors/annuals.php veröffentlichen. 
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Gegenanträge und Wahlvorschläge sind nur dann gestellt bzw. unterbreitet, wenn sie 
während der Hauptversammlung gestellt bzw. unterbreitet werden. Das Recht eines jeden 
Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge zu den verschiedenen Tages-
ordnungspunkten oder Wahlvorschlägen auch ohne vorherige und fristgerechte Übermitt-
lung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt.

Auskunftsrechte des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG

Gemäß § 131 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachge-
mäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunfts-
pflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesell-
schaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in 
den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. Der Vorstand darf die Auskunft nur 
aus den in § 131 Abs. 3 AktG aufgeführten Gründen verweigern, insbesondere soweit die 
Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage vor Beginn 
und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist.

Weitergehende Erläuterungen

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2,  
126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.demire.ag und dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link 
„Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link http://www.demire.ag/de/investors/annuals.php.

Informationen nach § 124a AktG

Die Internetseite der DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG, über die die Informati-
onen nach § 124a AktG zugänglich sind, lautet wie folgt: www.demire.ag. Die Informati-
onen finden sich dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link 
„Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link http://www.demire.ag/de/investors/annuals.php.

Frankfurt am Main, im September 2013

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

Der Vorstand



Pkw:

Zufahrt zum MesseTurm-Parkhaus über Ludwig-Erhard-Anlage/Friedrich-Ebert Anlage. 
Vom nahe gelegenen Westkreuz sind alle weiterführenden Autobahnen in wenigen 
Minuten erreichbar. 

Öffentliche Verkehrsmittel:

Der Hauptbahnhof ist nur eine U-Bahn Station (U4) oder 5 Gehminuten entfernt. Hier 
verkehren Fern- und Regionalzüge sowie U-, S- und Straßenbahnen in alle Rich-
tungen, unter anderem zum Flughafen.

MesseTurm
Friedrich-Ebert-Anlage 49  
60308 Frankfurt am Main

Anfahrt
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Einladung zur

ordentlichen Hauptversammlung 2013

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 
Lyoner Straße 32 
D-60528 Frankfurt/Main 
T +49 (0)69-719 189 79-0 
F +49 (0)69-719 189 79-11 
ir@demire.ag 
www.demire.ag




